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Bilder von der Orangen Revolution

Von der Orangen Revolution bleiben mir 
heute zwei Bilder immer noch so frisch in Erin-
nerung, als ob das alles erst gestern passiert wäre. 
Das erste Bild stammt – wenn ich mich richtig 
erinnere – vom zweiten Tag. Meine Freunde und 
ich waren unterwegs zu einer Demonstration. 
Ich glaube, es ging darum, die örtliche Gebiets-
verwaltung im westukrainischen Lemberg unter 
Druck zu setzen. Die ersten Polizisten trugen 
bereits orangene Schleifen an den Ärmeln ihrer 
Uniformen, auf den Straßen war es voll und laut 
an diesem kalten Novemberabend. Die ersten 
Busse sputen sich nach Kiew, um die Menschen 
auf den Majdan zu bringen, der sich immer mehr 
mit Demonstranten füllte. Die Gerüchte, dass es 
unterwegs bereits Straßensperren gibt, konnten 
niemanden einschüchtern. Ganz Lemberg war 
in ein merkwürdiges helles sanftes Licht einge-
taucht. Nicht sofort wurde mir klar, dass die da-
mals sehr spärliche Straßenbeleuchtung nur ein 
Teil dieses Lichtes war. Es schien von den Men-
schen zu strahlen, von ihren orangenen Jacken 
und Schals, von ihren fröhlichen Gesichtern, von 
ihrem freundlichen Lächeln. Keine Angst in den 
Augen, keine angespannten und besorgten Bli-
cke, obwohl es überhaupt nicht klar war, wie sich 
die Situation weiter entwickeln würde.

Das zweite Bild – wenige Tage später mar-
schierte eine Gruppe von Kleinkindern auf der 
Straße. Die Kinder und ihre zwei Betreuerinnen 
waren auf dem Weg zum Spielplatz, es war wohl 
eine Kindergartengruppe, denn niemand schien 
das Schulalter erreicht zu haben. Alle Kinder wa-
ren etwa zwischen vier und sechs. Alle trugen 
orangene Schals und sangen “Zusammen sind 
wir viele...”, die Hymne der Revolution. Für die 
Kinder war es ein Spiel, sie verstanden nicht, was 
gerade in diesem Land los war, obwohl jede Fa-
milie zu Hause nur davon sprach. Was sie aber 

sehr wohl spürten, war die Atmosphäre. Und die 
gefiel ihnen offensichtlich, sie wollten an diesem 
gemeinsamen Karneval auch teilhaben. Das Bild 
war so natürlich und deswegen so rührend, dass 
mir plötzlich klar wurde – wir werden gewinnen. 
Dieses alte verlogene Regime kann sich nicht län-
ger halten.

Fünf Jahre später

Fast fünf Jahre danach spricht kaum noch je-
mand mit Begeisterung über diese Zeit. Zu viele 
Erwartungen hat die Orange Revolution geweckt 
und zu viele Enttäuschungen haben die Folgejah-
re mit sich gebracht. Zumindest die ersten sechs 
Monate danach waren wir alle unglaublich stolz 
auf unser Land und auf uns selbst. Die Beobach-
ter sprachen davon, dass die Orange Revolution 
für die Ukrainer die verspätete Revolution von 
1989 war. Schließlich hat das Land damals die 
Freiheit nicht erkämpft, sie fiel mit dem Zerfall 
der Sowjetunion den Ukrainern 1991 unerwartet 
in den Schoß. Nun schienen die kühnsten Träu-
me wahr zu werden. Jetzt hatten wir die Freiheit 
erkämpft. Überall in der demokratischen Welt 
bejubelt, glaubten wir an schnelle Reformen und 
wähnten uns schon bald in der Europäischen 
Union. Doch es kam anders.

Die Bekämpfung der Korruption, 2004 ein 
zentrales Thema im Wahlkampf von Viktor 
Juschtschenko, ist auf dem Papier geblieben. Von 
der unabhängigen Judikative ist das Land heute 
genauso weit entfernt wie vor fünf Jahren. Für die 
Trennung von Wirtschaft und Politik wurde kaum 
etwas getan – die Verschmelzung der mächtigen 
Wirtschaftsclans mit der ukrainischen Politik ist 
kaum schwächer als in den frühen 2000ern. Da-
mals, in den letzten Jahren der Amtszeit von Prä-
sident Kutschma hat sich das Oligarchensystem 
endgültig durchgesetzt. Das Land scheint heute 
im Chaos zu versinken. Trotz immer größerer 
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Herausforderungen haben die politischen Eliten 
nur ihre Partikularinteressen im Auge und zeigen 
sich unfähig, ihre Macht- und Grabenkämpfe auf-
zugeben. Doch es wäre falsch zu behaupten, dass 
an dem Stillstand nur die Politiker die Schuld tra-
gen. Zunächst war das allerdings ein sehr belieb-
tes Argument – die Gesellschaft ist viel besser als 
die Politiker. Doch das ist offensichtlich nicht der 
Fall. Die ukrainische Bürgergesellschaft erwies 
sich wieder einmal als zu schwach. Haben wir 
denn tatsächlich alles in den Sand gesetzt?

Das Chaos als Merkmal ukrainischer 
Demokratie

Trotz aller Enttäuschungen, berechtigter Kri-
tik und zahlreicher Unkenrufe hat sich das Land 
nach der Orangenen Revolution stark verändert. 
Die mehr oder weniger freie Presse und demo-
kratische Wahlen sind zwar für den Westen eine 
Selbstverständlichkeit, im postsowjetischen – 
oder soll man schon lieber sagen im neosowjeti-
schen? – Raum ist es immer noch eine Ausnah-
meerscheinung. Die Ukraine ist aufgestiegen – das 
Problem ist nur, dass man heute in einer eigenen 
Liga spielt, in der es keine Gewinner gibt und in 
welcher nicht mal eine Meisterschaft durchge-
führt wird. Entweder steigt man weiter auf oder 
man steigt ab. Von allen Merkmalen einer Demo-
kratie scheint das Land nur eins tief verinnerlicht 
zu haben – das Chaos.

Vieles funktioniert in der Ukraine immer noch 
nicht oder nicht so richtig. Die Müllentsorgung 
funktioniert ebenso schlecht wie die Entsorgung 
von korrupten und unglaubwürdigen Politikern. 
Die ausufernde Energieverschwendung wird aus 
unerklärlichen Gründen als Energieverbrauch 
bezeichnet. Die Korruption ist nicht nur salon-
fähig geworden, sondern man versucht sogar im 
Sinne des Neopositivismus dieser Plage etwas Po-
sitives abzuringen. Wäre die Korruption plötzlich 
weg, käme die ganze Wirtschaft zum Stillstand, 
argumentieren manche Politologen.

Das Land wird in der letzten Zeit sowieso von 
zahlreichen Plagen heimgesucht – von Naturka-
tastrophen wie Überschwemmungen und torna-
doähnlichen Stürmen, von der Wirtschaftskrise, 

von einer unerwartet ausgezeichneten Ernte, von 
ständigen Graben- und Wahlkämpfen immer 
wieder derselben Politiker und von der Fußball-
europameisterschaft 2012.

Pluralismus und Wettbewerb

Immerhin weist heute die Ukraine im Ver-
gleich zu allen postsowjetischen Staaten ein 
großes Maß an demokratischen Tendenzen auf. 
Diese beschränken sich jedoch mehrheitlich auf 
den Pluralismus. Diesen Pluralismus findet man 
in der Politik, im ukrainischen Parteiensystem, in 
den gesellschaftlichen Diskussionen oder in der 
Medienlandschaft. Nach der Orangen Revolu-
tion herrscht in der Ukraine wieder ein Wettbe-
werb. Diesen Wettbewerb gibt es in der Politik, 
wo heute keine Partei (und keine Institution) die 
Alleinherrschaft in Anspruch nehmen kann. Die 
Wahlen sind – auch wenn oft auf Probleme hin-
gewiesen wird – im Großen und Ganzen frei und 
demokratisch. Vielleicht noch wichtiger ist es, 
dass sie bisher immer wieder zum Machtwechsel 
geführt haben. So war es im Frühjahr 2006, als die 
oppositionelle Partei der Regionen nach langem 
Tauziehen die „orange” Koalition ablösen konnte. 
So war es bei den vorgezogenen Parlamentswah-
len im Herbst 2007, als der Timoschenko-Block 
mit dem Bündnis Nascha Ukraina (Unsere Ukrai-
ne) von Präsident Juschtschenko wieder eine 
hauchdünne Mehrheit im Parlament bekommen 
hat. So wird es wohl auch bei den anstehenden 
Präsidentschaftswahlen passieren – heute kann 
sich niemand mehr vorstellen, dass Juschtschen-
ko mit Umfragewerten, die unter drei Prozent lie-
gen, im Amt bleiben wird.

Eine Demonstrantin in Kiew steckt Rosen in die Schilde der 
Polizisten.
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Die Wahlen etablieren sich nun in der Ukraine 
wieder als Instrument für den legitimen Macht-
wechsel. Das ist nicht nur von enormer Bedeu-
tung für die Gesellschaft, es ist auch einmalig auf 
dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion. Denn 
fast überall in den Nachfolgestaaten des Sowje-
timperiums werden heute Wahlen als ein etwas 
unangenehmes und aufwendiges Prozedere für 
den Machterhalt, für die „geordnete Machtüber-
gabe” oder für die Legitimierung des Nachfolgers 
gesehen, ein notwendiges Opfer an demokrati-
sche Traditionen für die Außenwelt.

Doch der Wettbewerb beschränkt sich nicht 
nur auf die Politik. Es gibt ihn auch in den Me-
dien, die nach 2004 wieder frei von Zensur sind. 
Die Medien sind heute allerdings verstärkt wirt-
schaftlichen Abhängigkeiten und diversen Versu-
chen politischer Einflussnahme ausgesetzt. Auch 
Selbstzensur bei Journalisten und die Veröffentli-
chung von bezahlten Auftragsartikeln sind nicht 
selten. Trotzdem ist eine massive Manipulation 
der öffentlichen Meinung nicht mehr möglich. 
Aus diesem Grund war der Vorwurf, dass Kiew 
im letzten russisch-ukrainischen Gasstreit den 
„Informationskrieg” verloren hat, unberechtigt. 
Die Ukraine hat den „Medienkrieg” weder ver-
loren noch gewonnen. Sie hat ihn erst gar nicht 
geführt. Und zwar nicht deswegen, weil sie dafür 
zu schwach oder zu ungeschickt war. Für einen 
„Medienkrieg” braucht man gewisse Vorausset-
zungen – wie etwa die Propagandamaschine, die 
staatliche Kontrolle über den Großteil der rele-
vanten Medien usw. Diese Voraussetzungen sind 
in der Ukraine nicht mehr gegeben.

Der Wettbewerb in der Medienbranche sorgt 
zwar nicht für absolute Medienfreiheit und Ob-
jektivität, aber bei fehlender Zensur immerhin 
dafür, dass dem Leser, dem Zuhörer oder dem 
Zuschauer die Möglichkeit geboten wird, sich aus 
verschiedenen Quellen zu informieren und sich 
sein eigenes Bild zu machen.

Auch in der Wirtschaft gibt es Wettbewerb, 
und zwar nicht nur zwischen den dominan-
ten und finanzstarken Wirtschaftsgruppen und 
Clans, sondern auch innerhalb des in den letzten 
Jahren immer stärker gewordenen Mittelstands, 

für den die gegenwärtige Krise stets mehr zu einer 
existenziellen Bedrohung wird.

Das grundlegende Problem ist allerdings, dass 
die für den Wettbewerb wichtigen Rahmenbe-
dingungen nicht funktionieren. Auch die Akteure 
sind kaum bereit, sich an bestimmte Regeln zu 
halten. Das führt dazu, dass der Wettbewerb – als 
einer der Grundelemente einer Demokratie – fast 
zwangsläufig zu Chaos führt. Denn von zwei wei-
teren Grundelementen der Demokratie – Gewal-
tenteilung mit funktionierenden Institutionen 
und Bereitschaft zur gesellschaftlichen Konsens-
findung – ist das Land immer noch weit entfernt. 
Gerichte werden im politischen Kampf weiterhin 
instrumentalisiert, der Präsident greift in die Kom-
petenzen der Regierung ein, die Verabschiedung 
von Gesetzen richtet sich sehr oft ausschließlich 
nach der momentanen politischen Zweckmäßig-
keit, jede politische Kraft versucht, die Spielregeln 
zu ihren Gunsten zu ändern, und bei den Macht-
kämpfen haben die Politiker nur einen kurzfristi-
gen Erfolg als Ziel vor Augen. Zusätzlich wird die 
Lage von klaren regionalen Unterschieden zwi-
schen den einzelnen Landesteilen erschwert. Dass 
diese Unterschiede oft vereinfachend als Konflikt 
zwischen Ost- und Westukraine dargestellt wer-
den und mit vielen Klischees behaftet sind, macht 
die Sache noch komplizierter. Bisher konnten die 
ukrainischen Eliten nicht mal in den für das Land 
strategisch wichtigen Fragen einen Konsens fin-
den – bei den Verhandlungen mit Russland über 
die Gaslieferungen ebenso wenig wie bei der Fest-
legung der außenpolitischen Prioritäten.

Auch wenn die einzelnen Institutionen oder 
politischen Parteien – sei es der Präsident oder 
die Partei, die gerade regiert – gerne mehr Macht 
für sich beanspruchen würden, ist im politi-
schen Wettbewerb die Verschiebung der Macht-
akzente zugunsten einer Partei oder Institution 
sehr schwierig. Politisch hat sich in der Ukraine 
ein Dreieck gebildet – die Parlamentsmehrheit/
Regierung – die Opposition – der Präsident. In 
verschiedenen Situationen und abhängig von 
der aktuellen politischen Konstellation kann das 
Zusammenspiel zwischen diesen Institutionen 
etwas anders funktionieren. Grundsätzliche Ge-
gensätze wird es aber bei diesem System zwi-



134                                                                                                                                  ZWANZIG JAHRE DANACH

schen Regierung und Opposition sowie zwischen 
Regierung und Präsident immer geben. So ist es 
nicht verwunderlich, dass das Verhältnis zwi-
schen dem Präsidenten und dem Premier heute 
kaum besser ist, als in der Zeit der Janukowytsch-
Regierung, obwohl Timoschenko und Jusch- 
tschenko eigentlich zum selben politischen Lager 
gehören. Die Beziehungen zwischen dem Präsi-
denten und der Opposition sind dagegen oft viel 
entspannter, da der Präsident in der Opposition 
häufig einen Verbündeten im Kampf gegen die 
allzu starke Regierung sieht.

Die im Dezember 2004 während der Oran-
gen Revolution verabschiedete und Anfang 2006 
in Kraft getretene Verfassung hat das politische 
System mit einem starken Präsidenten durch ein 
System mit zwei Machtzentren in der Exekutive 
und einem Wirrwarr der Kompetenzen ersetzt. 
Dieses System hat sich als nicht besonders funk-
tionsfähig erwiesen. Mittlerweile sprechen alle 
politischen Parteien darüber, dass das Land eine 
neue Verfassung braucht. Jede Partei versteht 
darunter aber etwas anderes. Während der Prä-
sident logischerweise seine Macht als Institution 
weiter ausbauen will und sich de facto die Rück-
kehr zu den alten Verhältnissen wünscht (dabei 
ist es eigentlich nicht so wichtig, wie der Präsi-
dent heißt), verfolgen andere politische Akteure 
ihre eigenen Ziele. In diesem partiellen Fall fallen 
die Interessen der Regierung und der Opposition 
zusammen – beide brauchen eher einen schwa-
chen als einen starken Präsidenten.

Das angespannte Verhältnis und die gegen-
sätzlichen Interessen im Dreieck „Parlaments-

mehrheit/Regierung – Opposition – Präsident“ 
sorgen zwar für ein labiles politisches Gleichge-
wicht, diese Konstellation bremst jedoch die Ent-
wicklung des Landes. Gleichzeitig ersetzt sie die 
echte demokratische Gewaltenteilung und die 
notwendige Balance zwischen Exekutive, Legis-
lative und Judikative. Eine Korrektur der ukraini-
schen Verfassung, die zahlreiche Gegensätze be-
reinigen würde, ist fällig. Da aber die Verfassungs-
änderung einen breiten Konsens fordert und die 
Interessen der dadurch betroffenen wichtigsten 
politischen Akteure so unterschiedlich sind, wird 
hier eine schnelle Reform kaum gelingen. Zudem 
besteht die Gefahr, dass die auf dem Kompro-
missweg beschlossenen Änderungen wieder so 
viele Widersprüche in sich bergen, dass sie das 
Land erneut in eine Sackgasse führen.

Nostalgie nach dem Kommunismus?

Anfang 2004 bekam ich von einem Freund ein 
polnisches Buch mit dem kurzen Titel Nostalgia 
geschenkt. Im Taschenbuchformat, 2002 im pol-
nischen Verlag Czarne erschienen, der bei uns 
damals beinahe einen Kultstatus genoss. Auf der 
im Sepia-Stil gestalteten Titelseite waren ein paar 
Straßenstände mit allerlei Ramschware vor einer 
Hausmauer zu sehen und ein überdimensionales 
Poster mit dem Porträt von Karl Marx. Der Un-
tertitel lautete: „Essays über die Sehnsucht nach 
dem Kommunismus”.

In einem der Beiträge beschreibt der polni-
sche Schriftsteller Pawel Smolenski eine Szene, 
die er Ende der 1990er Jahre im italienischen 
Skiort Bormio beobachtet hat. Es ist Mitte Janu-
ar, Zwischensaison, die Ferien in Italien haben 
noch nicht angefangen. Touristen gibt es also 
nicht sehr viele. Die meisten Gäste in den Knei-
pen, auf den Hängen und an den Skiliften spre-
chen polnisch. Vor zehn Jahren konnte sich das 
noch keiner vorstellen. An einem Tisch sitzen 
zwei Paare mittleren Alters, elegante Overalls, 
neue Skischuhe und Carving-Skier, die gerade 
in Mode kommen. Alles von Rossignol, alles 
neueste Modelle. Einer der Männer zahlt mit der 
Kreditkarte und sagt – offenbar an das bisherige 
Gespräch anknüpfend – „Unter dem Kommunis-
mus war es besser”.

Grenze zwischen Polen und Ukraine.

   
   

G
o-

T
ra

ve
l



DRITTER TEIL Die Länder der früheren Sowjetunion: die neuen östlichen Nachbarn der EU                                                                                                                                     135

Dass dieser Satz offenbar von einem Vertreter 
des polnischen Mittelstands artikuliert wurde, hat 
Smolenski besonders überrascht. Wieso besser? 
Was war besser? Wo war es besser? Die Antwort 
auf die Frage, warum jemand dem Kommunismus 
nachtrauert, ist eigentlich gar nicht so einfach. 
Zumal wenn dieser Jemand in der neuen Gesell-
schaft nach der Wende durchaus erfolgreich ist.

Für Smolenski liegt einer der Gründe darin, 
dass die Grenze zwischen „Gut” und „Böse” un-
ter dem Kommunismus sehr leicht zu ziehen war. 
Die Gesellschaft bestand aus zwei Teilen: Der 
eine Teil waren „wir” (das Volk, die Gesellschaft, 
die Opposition) und der andere „sie” (die Macht, 
die Partei, die Polizei). Die Gegenüberstellung 
war einfach, die Trennlinien waren klar (freilich 
gab es auch „Zwischentöne”, die aber auf das Ge-
samtbild keinen entscheidenden Einfluss hatten), 
man konnte sie fast ohne Nachdenken ziehen. 
Die Ideologie lieferte den Hintergrund, der alles 
zusätzlich simplifizierte und in „schwarz” und 
„weiß” aufteilte. Dass der Großteil der Gesell-
schaft „wir” waren, war für Polen selbstverständ-
lich. Heute, in einer Demokratie, sind die Gren-
zen zwischen „Gut” und „Böse” nicht mehr so 
klar. Die Nostalgie nach dem Kommunismus ist 
in der Tat eher eine Nostalgie nach einer Zeit, in 
der alles einfacher war. Wenn man in einer kom-
plizierten Zeit lebt, sehnt man sich unterbewusst 
eine einfache wieder herbei.

Dieses Beispiel hat mich damals tief beein-
druckt. Immer wieder habe ich mir die Frage ge-
stellt, ob in der Ukraine eine solche Geschichte 
möglich ist. Dass es bei uns immer noch viele gibt, 
die der Sowjetzeit nachtrauern, ist klar. Es genügt 
ein Blick auf die Ergebnisse  einer beliebigen Par-
lamentswahl – die Kommunisten sind erst 2002 
als stärkste politische Kraft abgelöst worden. Die 
Anhänger der kommunistischen Ideologie sind 
heute zwar viel seltener geworden, aber offenbar 
bei weitem nicht so selten wie Bananen, westliche 
Zigaretten oder eine halbwegs gut schmeckende 
Zahnpasta damals in der Sowjetunion. Allerdings 
sind das vor allem die Verlierer der Wende oder 
diejenigen, die sich für solche halten. Vielleicht 
auch noch diejenigen, die aus ideologischen 
Gründen den Zerfall des Sowjetimperiums als die 

größte Katastrophe des 20. Jahrhunderts sehen. 
Aber jemand vom Mittelstand? Ich versuchte, mir 
immer wieder die Situation vorzustellen. Ich ging 
die imaginäre Liste meiner Bekannten durch. 
Nichts. (Damals fuhren allerdings kaum Ukrainer 
zu einem Skiurlaub in die Alpen.)  Vielleicht war 
der Mittelstand zu schwach. Vielleicht hatte ich 
einfach die falschen Bekannten. Vielleicht aber 
auch hat sich aber das Land insgesamt noch zu 
wenig vom Kommunismus entfernt.

Mangelnder Elitenwechsel

In seinem Buch Die reale und die imaginier-
te Ukraine teilt der ukrainische Publizist Mykola 
Rjabtschuk die Nachfolgestaaten der Sowjet-
union in drei Gruppen auf. In die erste ordnet er 
die drei baltischen Länder Estland, Lettland und 
Litauen ein. Dort waren die Bürgergesellschaften 
stark genug, um nach dem Zerfall der Sowjet-
union die Kontrolle über den Staatsapparat zu 
übernehmen und den autoritären Staat in einen 
liberal-demokratischen zu verwandeln. Als in 
diesen Ländern einige Jahre später – genauso wie 
in vielen anderen osteuropäischen Staaten – die 
Postkommunisten wieder an die Macht kamen, 
waren die gesellschaftlichen Umgestaltungen 
schon weit genug vorangeschritten. Der Weg zu-
rück in die Vergangenheit war nicht mehr mög-
lich. In der zweiten und in der dritten Gruppe 
kam es dagegen nie zu einem Machtwechsel. Die 
zentralasiatischen Republiken Kasachstan, Kirgi-
sien, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekis-
tan kannten in ihrer Geschichte kaum zivilgesell-
schaftliche Traditionen. Deswegen verwandelten 
sich diese Staaten nach dem Zerfall der Sowjet-
union recht schnell in unterschiedliche orienta-
lische Despotien. Die Ansätze von Bürgergesell-
schaften wurden dort im Keime erstickt. In den 
europäischen Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion wie der Ukraine, Moldawien und 
Weißrussland im Westen; Georgien, Armenien, 
Aserbaidschan im Kaukasus oder auch in Russ-
land war weder die Gesellschaft stark genug, um 
den autoritären Staat zu beherrschen und ihn in 
eine liberale Demokratie zu transformieren, noch 
der Staat, um die noch schwache Bürgergesell-
schaft vollständig zu unterwerfen.
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Diese Situation führte laut Rjabtschuk zum 
Entstehen eines gewissen Pluralismus. Die kom-
munistischen Eliten waren nicht mehr imstande, 
die Lage alleine zu kontrollieren, ein Kompromiss 
war nötig. In der Ukraine ging die alte Parteino-
menklatura diesen Kompromiss mit den Natio-
naldemokraten ein, konnte sich aber nach einer 
kurzen Phase wieder durchsetzen.

Die ukrainische Gesellschaft, vom sowjeti-
schen System besonders stark geprägt, war in den 
ersten Jahren nach der Unabhängigkeit nicht reif 
genug, um eine unumkehrbare Wende zur Demo-
kratie zu schaffen. In der ersten Phase des labilen 
Gleichgewichts zwischen den Nationaldemokra-
ten und den postkommunistischen Eliten unter 
Präsident Krawtschuk (1991-1994) waren die 
demokratischen Umgestaltungen inkonsequent 
und halbherzig. Die Folgen dieser unentschlos-
senen Politik, die Krawtschuk schließlich zum 
Verhängnis wurde, waren der Ausbruch der Wirt-
schaftskrise und die Eskalation innenpolitischer 
Spannungen, die in den separatistischen Tenden-
zen auf der Krim gipfelten. Zusätzlich wurde die 
Lage durch das schwierige Verhältnis zu Russland 
verkompliziert.

Da es in der Ukraine nach der Unabhängigkeit 
nicht zu einem Elitenwechsel gekommen war, 
blieben die demokratischen Reformen Stück-
werk. Nach dem Wahlsieg Leonid Kutschmas im 
Jahr 1994 wurden allmählich die ehemaligen KP-
Funktionäre aus der Krawtschuk-Ära durch die 
viel pragmatischere junge Garde der Nomenkla-
tura ersetzt. Auch hier kann man nicht von einem 
„Elitenwechsel” sprechen, es war ein „fließender 
Übergang”. Zwar wurden einige Wirtschaftsrefor-
men eingeleitet, doch die demokratischen Umge-
staltungen stockten an breiter Front und wurden 
in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre Schritt für 
Schritt zurückgenommen. Die ukrainische Ver-
fassung von 1996 zementierte eine zentralisierte 
vertikale Hierarchie mit einigen Elementen der 
regionalen Selbstverwaltung. Insbesondere in der 
zweiten Amtszeit von Präsident Kutschma (1999-
2004) entfernte sich die Ukraine immer weiter 
von demokratischen Standards weg – hin zu ei-
nem zunehmend autoritär geführten Staat. Diese 
Entwicklung ging mit einer anderen Tendenz in 

der ukrainischen Gesellschaft einher – mit dem 
Aufstieg der wenigen Finanz- und Wirtschafts-
gruppen, die zu ihrem Reichtum in erster Linie 
durch Gashandel kamen. Dabei wusste sie ihre 
Nähe zur Politik zu nutzen.

Nach und nach verdrängten sie die alte post-
kommunistische Parteinomenklatura, konnten 
sich durch nicht selten dubiöse Privatisierungen 
weiter bereichern, kamen in den Genuss von zahl-
reichen Privilegien, Präferenzen, Steuererleichte-
rungen und Monopollizenzen und konnten auf 
diese Weise mit der Zeit ihre Kontrolle über weite 
Teile der ukrainischen Wirtschaft etablieren. Die 
Beobachter sprachen immer öfter von einem 
Oligarchensystem, für welches die Macht der we-
nigen finanz- und wirtschaftsstarken Clans und 
eine enge Verschmelzung zwischen Wirtschaft 
und Politik kennzeichnend war. Genauso typisch 
für ein solches System sind aber auch die weit 
verbreitete Korruption, das Fehlen einer unab-
hängigen Justiz, einer funktionierenden Gewal-
tenteilung und unabhängiger Medien. Trotzdem 
konnten sich in dieser Zeit auch Ansätze einer 
Zivilgesellschaft entwickeln, die – wie bald klar 
wurde – viel stärker waren als im benachbarten 
Russland oder anderen Nachbarländer im post-
sowjetischen Raum.

Auch die Orange Revolution stellte in diesem 
Sinne keinen klaren Bruch mit der Vergangen-
heit dar. Wieder kam es nicht zu einem „Eliten-
wechsel”. Obgleich landesweit zahlreiche Beamte 
ausgewechselt wurden, entstammten die neu-
en Funktionäre demselben Milieu. Für die alten 
Machenschaften wurde kaum jemand zur Re-
chenschaft gezogen – weder für Wahlfälschungen 
noch für dubiöse Privatisierungspraktiken noch 
für Verfolgungen von Journalisten. So sind die 
Auftraggeber des Mordes an Georgi Gongadse 
auch heute noch unbekannt.

In der Ukraine hat sich eine Art politische Ka-
ste etabliert, die zwar verbitterte Machtkämpfe 
führt (das betrifft sowohl die nationale als auch 
die regionale Ebene), bei denen aber die Partei-
zugehörigkeit keine entscheidende Rolle spielt. 
Es kommt zwar immer wieder zu einem Macht-
wechsel, die Grundlagen der Politik, die sich in 
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ein Instrument zur Selbstbedienung und per-
sönlichen Bereicherung verwandelt hat, bleiben 
jedoch unangetastet. Bei allen Politikern sind zu 
viele Leichen im Keller, als dass sie ein ernsthaftes 
Interesse haben könnten, das System zu ändern. 
Die Kluft zwischen Politik und Bürgern ist enorm 
geworden. Es wird zumindest kurzfristig sehr 
schwierig sein, diese Situation zu ändern. Viel 
wahrscheinlicher ist die Fortsetzung des Chaos 
und nur kleine und mühsame Schritte in Rich-
tung Demokratie. 

Dialog mit der EU

„Wenn der Prinz Charles zum Skilift kommt, 
muss er hinten anstehen, wie jeder andere auch. 
Das ist das schöne an einer alten Demokratie”, 
wie der Schweizer Autor Martin Suter mit viel 
Witz und Ironie in einer Geschichte aus seinem 
Band Business Class schreibt. In der Ukraine hätte 
Prinz Charles nicht hinten anstehen müssen. Das 
tun auch viele, die „da oben” angekommen sind, 
nicht. Wozu dann noch solche Kleinigkeiten wie 
Verkehrs- oder Verhaltensregeln beachten? Dafür 
ist die ukrainische Gesellschaft in ihrer Psycholo-
gie zu unsozial und unsolidarisch. Sind das viel-
leicht die entscheidenden Gründe, warum es von 
Anfang an so schwer war, einen richtigen Dialog 
mit der EU aufzubauen?

Zwar hat die Ukraine den außenpolitischen 
Kurs auf eine vorsichtige Annäherung an den 
Westen unmittelbar nach ihrer Unabhängigkeit 
eingeschlagen. Und bereits 1996 wurde die In-
tegration in „europäische und euro-atlantische 

Strukturen“ zum ersten Mal als strategisches Ziel 
definiert. Die ständige Politik des Lavieren zwi-
schen Moskau und Brüssel, vor allem aber die in-
nenpolitischen Entwicklungen in Kiew ließen bei 
den Europäern eine immer größere Skepsis auf-
kommen. Da die Europäische Union aber keine 
richtige Strategie hatte, war man in Brüssel viel-
leicht sogar klammheimlich froh – man musste 
nur reagieren. Das Potenzial des 1993 unterzeich-
neten und 1998 in Kraft getretenen Partnerschaft- 
und Kooperationsabkommens wurde bei weitem 
nicht ausgeschöpft. Erst nach 2004 kam mehr  
Bewegung in die Beziehungen.

Doch auch heute ist es für die EU schwierig, 
eine klare Strategie zu finden. Viel Spielraum 
hat Brüssel nicht. Es wäre sicherlich falsch, die 
Ukraine als einen hoffnungslosen Fall und ein 
im Chaos versinkendes Land abzuschreiben. 
Dieser Ansatz findet glücklicherweise nur we-
nige Anhänger innerhalb der EU, obwohl die 
Unberechenbarkeit der ukrainischen Politik die 
Arbeit der „proukrainischen” Lobby unheimlich 
erschwert. Drei Bereiche wären in der nächsten 
Zeit für die Intensivierung der Zusammenarbeit 
besonders wichtig – der Ausbau des Programms 
der Östlichen Partnerschaft (im breiteren Sinne), 
die aktive Beteiligung an der Modernisierung des 
ukrainischen Pipelinesystems und reale Schrit-
te zur Umsetzung des Abkommens über die Er-
leichterung des Visaregimes. Bei der Östlichen 
Partnerschaft könnte mittelfristig als Option die 
Aufstockung der Finanzmittel für diverse Be-
reiche in Aussicht gestellt werden. Eine äußerst 
schwierige Aufgabe wird es sein, Russland davon 
zu überzeugen, dass die Pipelinemodernisierung 
nicht gegen russische Interessen gerichtet ist. Der 
Widerstand aus Moskau wird aber den Europäern 
ein nicht geringes Maß an politischen Willen und 
eine gemeinsame Strategie abverlangen. Die reale 
Verbesserung des Visaregimes müsste zumindest 
eine deutliche Entbürokratisierung der EU-Kon-
sulate in der Ukraine und klare Fortschritte bei 
den Grenzkontrollen beinhalten. Leider sendet 
die Ukraine selbst in allen drei Bereichen ziem-
lich diffuse Signale.

Parlamentswahlen: Demokratie gedeiht in Dnipropetrovsk 
unter dem wachsamen Auge von  Kommunismus und 
Kapitalismus. 
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Das Visaproblem

Paradoxerweise haben sich die Reisemöglich-
keiten für die Ukrainer nach der Unabhängigkeit 
kontinuierlich verschlechtert. In den ersten Jahren 
durfte man in die ehemaligen Staaten des War-
schauer Paktes ohne Visum einreisen, die Aufla-
gen für westeuropäische Staaten waren nicht be-
sonders streng. Mit der Zeit hat sich das geändert 
– nach und nach wurden immer strengere Regeln 
für Visumvergabe verordnet, die Nachbarländer 
haben die Visumpflicht eingeführt – zuletzt Polen 
und Ungarn im November 2003. Mittlerweile arbei-
teten hunderttausende Ukrainer legal und illegal in 
Süd-, West- und Osteuropa – ob Spanien, Portugal, 
Italien, Tschechien, Griechenland oder Polen. Kurz 
nach der Orangen Revolution brach in Deutsch-
land der Skandal um die Visaaffäre aus, der in aller 
Deutlichkeit zeigte, wie leicht sich das Problem im 
innenpolitischen Kampf instrumentalisieren lässt. 
Die Abschaffung der Visumpflicht für EU-Bürger im 
Mai 2005 war ein absolut richtiger Schritt, er konnte 
aber die EU kaum zur Lockerung der Vorschriften 
bewegen. Allenfalls das vor ein paar Jahren in Kraft 
getretene Abkommen über die Visaerleichterun-
gen brachte einige Verbesserungen. Zwar beteuern 
die Konsulate, dass die Anzahl der Ablehnungen 
seitdem gesunken und die Anzahl der vergebenen 
Visa gestiegen ist, aber hier ist es ähnlich wie mit 
der Inflation – die statistische Rate unterscheidet 
sich deutlich von der gefühlten. 

Festung Schengen

Als ich im Januar 2008 an die ukrainisch-pol-
nische Grenze kam, wirkte der Grenzübergang 
fast unheimlich. Die großen und leeren Hallen, 
deren Zweck mir auch schon früher nicht klar 
war, mehrspurige überdachte Abfertigungszo-
ne, zusätzlich ein Korridor für Fußgänger, auf 
beiden Seiten durch einen hohen und an vielen 
Stellen kaputten Zaun umzäunt. Das Reich der 
Schmuggler und Kofferhändler. Doch der Grenz-
übergang war total leer. Kein Mensch, kein Auto. 
Vor wenigen Wochen ist Polen dem Schengener 
Abkommen beigetreten.

Für viele Menschen in der Region brach die 
Welt zusammen. Die ukrainischen Kofferhänd-

ler, die ihr Lebensunterhalt mit dem kleinen le-
galen und illegalen Handel verdient hatten, sa-
ßen plötzlich ohne Schengener Visum und ohne 
Arbeit da. Und sahen mit immer größerer Wut 
tatenlos zu, wie polnische Pendler, die ja kein 
Visum für die Ukraine brauchten, nach wie vor 
Geschäfte machten. Einen anderen Job gab es 
für sie in dieser Region sowieso nicht. Polnische 
Großhändler meldeten Umsatzeinbrüche von bis 
zu 70 Prozent, selbst der Busverkehr war zusam-
mengebrochen, weil die Fahrer nicht rechtzeitig 
ein Visum bekommen hatten.

Mittlerweile hat sich die Situation „norma-
lisiert”. Es gibt wieder Schlangen, die sich nach 
einem kaum erkennbaren Prinzip in Bewegung 
setzen und wieder zum Stehen kommen. Wie viel 
Zeit man dort verbringt, lässt sich kaum voraus-
sagen. Es kommt auf die Laune der Grenzbeam-
ten, der Zöllner und vielleicht auf Glück an. Die 
Busfahrer haben mittlerweile ihre Visa. Die Last-
wagenfahrer auch. Und selbstverständlich auch 
die Kofferhändler. Sie haben sich ihre Schengen-
Visa über eine Vermittlungsagentur für 200 Euro 
besorgt. Bei einem offiziellen Preis von 35 Euro. 
Die neue Schengen-Regelung ist zu einem Infla-
tionsfaktor geworden. Um den Kulturaustausch 
machen sich Organisatoren von zahlreichen Ju-
gendbegegnungen und Festivals große Sorgen. 
Immer wieder hört man, wie in Kiew ein Chor 
vorsingen oder eine Kindergruppe vortanzen 
muss, um das Visum zu bekommen. Und manch 
eine Theatertruppe hat schon ein Festival in der 
Festung Schengen versäumt.

Zwanzig Jahre danach

Im März bin ich mit meiner Familie in den 
Skiurlaub nach Österreich aufgebrochen. Ge-
nauso wie im vergangenen Jahr haben wir uns 
für die Route über Ungarn entschieden. Damals 
haben wir an der Grenze nur eine halbe Stun-
de stehen müssen. Auch der Grenzübergang in 
Tschop ist die Domäne von Kofferhändlern. So-
wohl von ukrainischen als auch von ungarischen. 
Die Schlange ist nicht sehr groß, aber sie bewegt 
sich kaum. Ein paar Geländewagen mit ukraini-
schen „Prinz Charles” samt Verwandten, alles 
örtliche Kennzeichen, fahren an der Schlange 
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vorbei. Der ukrainische Grenzposten ist an einem 
Ufer der Theiß, der ungarische am anderen. Da-
zwischen eine alte Brücke, auf welcher man nur 
einspurig fahren kann. Als wir die Passkontrolle 
auf der ukrainischen Seite hinter uns haben, ver-
breitert sich die Straße auf einem kurzen Stück 
von vielleicht 150 Metern, bis sie dann nach ei-
ner Kurve in die Brücke mündet. Da beginnt ein 
richtiges Rennen. Wir werden von einigen Autos 
mit ungarischen und ukrainischen Kennzeichen 
überholt. Es scheint, als ob alle auf der Flucht vor 
etwas sind. Tatsächlich geben alle Vollgas, um 
ein paar Plätze in der Schlange gut zu machen. 
Nun bewegt sich wieder nichts mehr, dann geht 
es wenige Meter nach vorne, dann wieder nichts. 
Als wir nach drei Stunden bei der ungarischen 
Grenz- und Zollkontrolle ankommen, verstehe 
ich, was los ist. Der junge ungarische Zöllner lässt 
sich offenbar Zeit – er verschwindet mal hin und 
wieder im Zollhäuschen, dann läuft er gelang-
weilt um das nächste Auto herum. Fremdspra-
chen spricht er keine, auf Englisch reagiert er gar 

nicht, zwei Wörter hat er sich auf russisch ange-
eignet – „Kapot” (Motorhaube) und „Bagaschnik” 
(Kofferraum), die anderen sind international – 
Zigaretten, Alkohol, Passport. Wir sind Nichtrau-
cher, Alkohol haben wir auch nicht dabei. Das ist 
schon das Ende der kleinen Unterhaltung. Mein 
Sohn spielt auf dem Rücksitz gelangweilt Schach 
mit sich selbst, das kleine Schachbrett auf dem 
Schoß. Mit der ganzen Skiausrüstung sehen wir 
irgendwie nicht wie Kofferhändler aus, trotzdem 
werden die Kotflügel und das Dach unseres VW-
Golfs nach Zigaretten und Alkohol überprüft. 
Zumindest tut der junge Zöllner so, als ob er das 
penibel überprüfen würde. Schließlich weiß man 
ja nie, was man von diesen Ukrainern erwarten 
soll. Der Mann zeigt mit seinem ganzen Auftreten 
ganz deutlich, wer hier das Sagen hat. Nach wei-
teren zehn Minuten, in denen gar nichts passiert, 
dürfen wir weiter fahren. Die Kontrolle hat funk-
tioniert. Willkommen in der Europäischen Union. 
Zwanzig Jahre danach.
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Als 1989 der Kommunismus in Mittel- und Osteuropa zu-
sammenbrach, schien der Weg offen für die Wiederverei-
nigung eines geteilten Europas. Die Begeisterung für eine 
Mitgliedschaft in der Europäischen Union war groß unter 
den Nationen des früheren sowjetischen Blocks. Innerhalb 
eines Jahres wurde die Deutsche Demokratische Republik 
ein Bestandteil der Bundesrepublik Deutschland, ein Jahr 
später war die Autonomie der baltischen Staaten und der 
Ukraine wieder hergestellt. Während die Desintegration 
der Sowjetunion sich auffallend ruhig vollzog, ging alles 
falsch in Jugoslawien, wo ethnische Konflikte zu einem 
zehnjährigen blutigen Bürgerkrieg (1991-2001) und dem 
Auseinanderfallen des Landes führten. 

2004 wurden Estland, Lettland, Litauen, Polen, die Slowa-
kei, Slowenien, die Tschechische Republik und Ungarn Mit-
glieder der Europäischen Union. Rumänien und Bulgarien 
folgten drei Jahre später. Zwanzig Jahre nach dem Fall des 
Kommunismus in Europa hat die Europäische Union zehn 
postkommunistische Mitgliedstaaten – elf, wenn man die frü-
here DDR mitzählt. Dies heißt aber noch lange nicht, dass die 
„Wiedervereinigung Europas” erfolgreich abgerundet ist. 

Viele postkommunistische Staaten ringen noch immer mit 
ihren neuen Identitäten, die Nachfolgestaaten des früheren 
Jugoslawien haben, mit Ausnahme von Slowenien, ihren Weg 
in die Europäische Union noch nicht finden können und sind 
noch zu keiner nachhaltigen Versöhnung gekommen. Die Uk-
raine und die Länder des Südkaukasus sind noch nicht zu sta-
bilen Demokratien geworden und ihre Perspektiven auf EU-
Mitgliedschaft sind praktisch nicht existent. Belarus ist von 
den Veränderungen in seinen Nachbarländern weitgehend 
unberührt geblieben und Russland, letztlich, hat nicht den 
erhofften Fortschritt auf dem Weg zur Demokratie gemacht 
und hat ein oft problematisches Verhältnis zur Europäischen 
Union und anderen Nachbarn entwickelt. 

Wo stehen die postkommunistischen Staaten Ost- und Mit-
teleuropas und des Westbalkans heute in Europa?  Welche 
Rolle hat das Vorbild der Europäischen Union die letzten 
zwanzig Jahre gespielt?  Wie hat der Eintritt der postkom-
munistischen Staaten die Europäische Union und ihre Po-
litik beeinflusst? Wie sehen sich die postkommunistischen 
Länder selbst in zwanzig Jahren? Und, schließlich, auf wel-
chen Zielen und Werten sollte Europas Zukunft beruhen? 

ZWANZIG JAHRE DANACH – 
POSTKOMMUNISTISCHE LÄNDER UND  
EUROPÄISCHE INTEGRATION

D
E

M
O

K
R

AT
IE

ZW
A

N
ZI

G
 J

A
H

R
E

 D
A

N
A

C
H

  


